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Mexiko bleibt das gefährlichstes Land
fürJournalistinnen undJournalisten.Seit
Dezember 2018 fanden 128 Personen im
Zusammenhang mit ihrer journalistischen
Tätigkeit einen gewaltsamen Tod. Im
ersten Monat des neuenJahres wurden
schon vier Medienschaffende ermordet.
Am 31.Januar wurde RobertoToledo,Mit-
arbeiter der Nachrichtenwebsite Monitor
Michoacán, in den Redaktionsräumen er-
schossen.Monitor hatte zuvor Berichte
über das einflussreichste Drogenkartell
der Region veröffentlicht. Am 23. Ja-
nuar saß die freiberufliche Journalistin
Lourdes Maldonado López aus Tijuana
(Bundesstaat Baja California) in ihrem
Auto, als sie aus einem Taxi heraus er-
schossen wurde.Die Moderatorin eines
lokalen Nachrichtenprogramms hatte
sich heftig mit dem LokalpolitikerJaime
Bonilla,einem früheren Gouverneur von
Baja California, befehdet. Ebenfalls in
Tijuana erlag am 17.Januar der Fotojour-
nalist Alfonso Martínez Esquivel seinen
Schussverletzungen. Der Mitarbeiter
mehrerer Zeitungen,der sich auf Krimi-
nalfälle spezialisiert hatte,war zuvor von
lokalen Gangs bedroht worden. Bereits
am 10.Januar hatte man inVeracruz die
Leiche von José Luis Gamboa Arenas
aufgefunden. Der freiberufliche Jour-
nalist war erstochen worden; er hatte
in sozialen Medien über korrupte Lokal-
politiker und deren Verbindungen zum
organisiertenVerbrechen berichtet.Drei
der vier Mordopfer hatten vor ihrem ge-
waltsamen Tod vergeblich versucht, in
das staatliche Schutzprogramm für be-
drohte Medienschaffende aufgenommen
zu werden.
In Afghanistan hat das regierungsamt-
liche Medien- und Informationszentrum
GMIC am 29.Januar „Empfehlungen“ für
alle Medien erlassen.Sie entsprechen den
am 19.September 2021 verkündeten „elf
Grundregeln“, die der journalistischen
Arbeit enge Fesseln anlegen. Insgesamt
hat sich die Lage für die Medienschaf-
fenden in den letzten beiden Monaten
weiter verschärft. Seit dem 15. August
2021 wurden mindestens 50 Journalis-
ten undJournalistinnen vorübergehend
festgenommen; zuletzt traf es die Repor-
ter Aslam Hidschab und Waris Hassra
vom privaten TV-Sender Ariana News.

Die Drohungen und Repressalien gehen
zumeist nicht vom GMIC aus, sondern
vom „Ministerium für die Verbreitung
der Tugend und die Unterdrückung der
Laster“ und vom Geheimdienst der Ta-
liban, der sich innerhalb des Regimes
eine dominante Position verschafft hat.
Das Militärregime in Myanmar versucht
mit allen Mitteln, die Berichterstattung
über die Lage im Land zu verhindern.
Seit dem Putsch vom 1. Februar 2021
wurden 115 Medienschaffende festge-
nommen, von denen 57 noch immer
inhaftiert sind.Nur 14 von ihnen wurden
gerichtlich verurteilt, bei allen lautete
die Anklage auf „Gefährdung der Inter-
essen der Streitkräfte“.DreiJournalisten
wurden getötet, einer von ihnen nach
tagelangen „Verhören“ in Polizeigewahr-
sam. Die Anwendung von Folter ist in
sieben Fällen belegt.Zwölf unabhängige
Medien wurden durch Schließung oder
den Entzug der Lizenz zum Schweigen
gebracht. Auch das Internet soll durch
ein „Cyber-Security“-Gesetz kontrolliert
werden, das die Junta vorbereitet.

Meldungen des Monats

W arum die AfD-nahe De-
siderius-Erasmus-Stif-
tung (DES) die Liste
ihres Kuratoriums ge-

heim halte, wollte ein AfD-Sympathi-
sant auf Facebook wissen. „Unsere Ku-
ratoren haben kein Interesse daran,
dass ihre Wohnungen, Häuser oder
Autos durch massive Farbattacken be-
schädigt werden“, antwortete Erika
Steinbach.

Seit 2018 ist sie Vorsitzende und
bekanntestes Gesicht der Stiftung, die
nach Erasmus von Rotterdam benannt
ist – der schon lange tot ist und sich
gegen die Vereinnahmung nicht mehr
wehren kann. Sie hat ein besonderes
Auge auf die Außenwirkung der DES,
denn die sieht sich kurz vor ihrem lan-
ge verfolgten Ziel: ebenso wie die par-
teinahen Stiftungen von SPD, Union,
Grünen, FDP und Linken mit Millio-
nen Euro aus dem Bundeshaushalt ge-
fördert zu werden.

Dafür müsste der Bundestag der
schon lange erhobenen Forderung von
Steinbach nachkommen – oder die DES
müsste eine staatliche Förderung vor
den Verwaltungsgerichten durchsetzen
können. Noch nie in der Geschichte der
Bundesrepublik ist die Neue Rechte ei-
ner derart großen Millionenförderung
durch den Staat so nahe gewesen.

Während die AfD einer Entschei-
dung des Kölner Verwaltungsgerichts
Anfang März zur Einstufung als Ver-
dachtsfall durch den Verfassungsschutz
entgegenfiebert und sich der völkische
Flügel um Björn Höcke nach dem Aus-
tritt des Parteichefs Jörg Meuthen end-
gültig durchzusetzen scheint, gibt sich
die DES betont ruhig. Allzu viele kon-
troverse Diskussionen in der Öffent-
lichkeit würden sie nur stören.

Die Liste der Mitglieder des DES-
Kuratoriums hat die Stiftung schon
2020 von ihrer Internetseite entfernt,
Inhalte der bisher offenbar rund
300 spendenfinanzierten DES-Veran-
staltungen1 sind online nicht detailliert
beschrieben, auch das Budget der Stif-
tung wird nicht veröffentlicht. Bloß kei-
ne Fehler machen, ist die interne Devi-
se. Funktionäre halten Schulungen ab,
in denen sie AfD-Kadern beibringen,
wie sie die Beobachtung durch den
Verfassungsschutz verhindern können.

Dabei kann die DES ihre stramm
rechte ideologische Marschrichtung
nicht verbergen. Ihre Strippenzieher
in Vorstand und Kuratorium arbeiten
schon seit Jahrzehnten daran, bundes-
weit neurechte Strukturen aufzubauen.
Fokus der strategischen Bemühungen
der Neuen Rechten ist der vorpoliti-
sche Raum – zum Beispiel Hochschu-
len, Vereine, Medien –, wo sie mit In-
terventionen und Diskursverschiebun-
gen den Kulturkampf von rechts führen
und völkisch-nationalistische und ras-
sistische Ideale verankern wollen: idea-
les Betätigungsfeld für eine parteinahe
Stiftung.

Der DES-Vorstandsbeisitzer Hans
Hausberger etwa hat bereits vor AfD-
Zeiten Erfahrung mit solchen Stif-
tungen gesammelt: Er war in den
1990er Jahren Vorsitzender der
„Republikaner“-nahen Stiftung, die

nach dem Vorsitzenden der Partei und
Ex-Waffen-SS-Mann Franz Schönhuber
benannt war. Im Rahmen der „Düssel-
dorfer Herrenrunde“, zu der Hausber-
ger gute Kontakte hatte, kamen extrem
rechte Akteure aus Politik und Wirt-
schaft zusammen, darunter der NPD-
Gründer Adolf von Thadden und der
damalige Vorsitzende der österreichi-
schen FPÖ, Jörg Haider.

Auch die Kuratoriumsmitglieder
Karlheinz Weißmann und Karl Albrecht
Schachtschneider könnten mit staatli-
chen Förderungen für die DES Struktu-
ren für eine rechte Kaderbildung schaf-
fen, von denen sie jahrzehntelang nur
träumen konnten. Weißmann ist eine
der Schlüsselfiguren der Neuen Rech-
ten in Deutschland. Er gründete im
Jahr 2000 das neurechte „Institut für
Staatspolitik“ mit und baute es zum
zentralen Studienort der intellektuel-
len Rechten auf. Nach einem Streit mit
dem Mitgründer Götz Kubitschek ver-
ließ er 2014 das Institut.

In seinen zahlreichen Veröffent-
lichungen und Vorträgen tritt Weiß-
mann für die Homogenität des Staats-
volks ein und streitet für illiberale
Demokratien, die auf starker Elitenaus-
wahl basieren. Auf Weißmann geht das
Konzept der „politischen Mimikry“ zu-
rück, nach dem je nach Publikum The-
men selektiv angesprochen werden –
mal zurückhaltend demokratisch, mal
angriffslustig und revolutionär.

Der Staatsrechtler Schachtschnei-
der wiederum ist eng mit der antide-
mokratischen rechten Kampagne „Ein
Prozent“ vernetzt, die aus dem Institut
für Staatspolitik hervorging und einen
aktivistischeren rechtsextremen Po-
litikansatz vertritt. Sie setzt vor allem
auf rechte Kulturangebote und – wie
die sogenannte Identitäre Bewegung –
auf Onlinekampagnen.

Gemeinsam mit dem inzwischen
verstorbenen Präsidenten des rechts-
konservativen Studienzentrums Wei-
kersheim, Jost Bauch, veröffentlichte
Schachtschneider 2015 das Buch „Ein-
wanderung oder Souveränität: Deutsch-
land am Scheideweg. Die Illegalität der
Zuwanderung und der Verfall des Staa-
tes“. Darin verbreiteten die Autoren die
Legende vom großen Bevölkerungsaus-
tausch, konform mit dem neurechten

Kulturkampf von rechts

von Arne Semsrott

Weltbild und seiner Vorstellung einer
Einheit von Volk und Nation. Die Kon-
sequenz aus dessen „Ethnopluralis-
mus“: alle „Kulturfremden“ müssen in
ihre eigenen Staaten zurückgebracht
werden.

Dementsprechend tragen veröffent-
lichte Vorträge bei der DES auch Titel
wie „Sicherheitsrisiko Migration?“ oder
„Die Vertreibung der Deutschen unter
dem Aspekt des Völkerrechts“. Ende Fe-
bruar soll ein Onlineseminar über das
beim Weltwirtschaftsforum von 2020
entworfene Konzept des „great reset“,
einen beliebten Gegenstand rechter
Verschwörungstheorien, stattfinden.

Bald staatlich
gefördert?
Trotzdem versucht die DES, ihre Füh-
ler gezielt auch ins rechtskonservative
Milieu auszustrecken. Lange war etwa
das rechte CDU-Mitglied Max Otte Vor-
sitzender des Kuratoriums, inzwischen
ist Otte AfD-Kandidat für das Amt des
Bundespräsidenten. Die DES soll nach
dem Willen von Erika Steinbach offen
für sämtliche Strömungen der Rechten
sein.

Damit hat Steinbach schon Er-
fahrung, hielt sie doch in den 1990er
Jahren als rechte CDU-Abgeordnete
und später Vorsitzende der „Stiftung
Zentrum gegen Vertreibungen“ den
Kontakt zu den revisionistischen Ver-
triebenenverbänden, bis sie schließ-
lich selbst einen AfD-Mitgliedsantrag
stellte.

Tatsächlich sitzt mit dem Ex-AfD-
ler Joachim Starbatty auch ein Nati-
onalliberaler und Marktradikaler im
Kuratorium der DES. Andere Akteure
in der Stiftung kennt Starbatty noch
aus seiner Zeit in der rechten Kleinpar-
tei „Bund freier Bürger“, die Mitte der
1990er Jahre an den Sperrklauseln deut-
scher Landesparlamente scheiterte.

Mit der DES lud Steinbach schon
Besucher in die „Bibliothek des Kon-
servatismus“ des verstorbenen neu-
rechten Verlegers Caspar von Schrenck-
Notzing in Berlin-Charlottenburg, des-
sen Büchersammlung zuvor nicht nur
in der Jungen Freiheit, sondern auch in
der Welt bejubelt worden war. Feuille-
tonredakteur Tilman Krause schrieb

2017: „Die große weite Welt konserva-
tiven Denkens liegt in so vielen buch-
gewordenen Facetten preisgünstig
herum, dass jedem das Herz höher
schlägt.“ Auf diese Weise will die DES
im wahrsten Sinne des Wortes salonfä-
hig werden. Ihre Vertreter publizierten
indes nicht nur in einschlägigen intel-
lektuellen neurechten Zeitschriften wie
Junge Freiheit, Sezession oder Criticón,
sondern auch in plumperen verschwö-
rungsideologischen Blättern wie Com-
pact oder eigentümlich frei.

Die DES kann sich ihre Nähe zur
AfD zunutze machen und gleichzeitig
Distanz zu ihr halten. Wie alle partei-
nahen Stiftungen Deutschlands ist sie
nicht direkt durch die Partei gesteuert,
aber von ihrer Anerkennung abhän-
gig. Aus der Diskussion um die Verfas-
sungsfeindlichkeit des offiziell aufge-
lösten AfD-„Flügels“ konnte sich die
DES weitgehend heraushalten; trotz-
dem warf Steinbach im Jahr 2020 Erik
Lehnert aus dem DES-Vorstand, der
als Geschäftsführer des Instituts für
Staatspolitik ins Visier des Bundesamts
für Verfassungsschutz geraten war.

Dass dies eine rein pragmatische
Entscheidung war, machte Steinbach
kurz darauf selbst öffentlich klar. Für
Lehnert kam der radikale Thore Stein
aus Mecklenburg-Vorpommern in
den Vorstand. Stein hat eine Vergan-
genheit in extrem rechten Burschen-
schaften wie der „Halle-Leobener Bur-
schenschaft Germania“. Und auch der
sächsische AfD-Landtagsabgeordne-
te Sebastian Wippel ist weiter im Vor-
stand. Er war unter anderem Mitbe-
gründer der völkisch-nationalistischen
„Patriotischen Plattform“ in der AfD.

Sollte die DES tatsächlich staatliche
Förderung erhalten, könnte sie Struk-
turen aufbauen, die selbst ein Verbot
der AfD oder eine Beobachtung durch
den Verfassungsschutz überdauern
könnten. Sowohl das bereits aktive
„Bildungswerk“ als auch die „Politi-
sche Akademie“ der DES können da-
zu genutzt werden, bundesweit Nach-
wuchs für die neurechte Bewegung zu
schulen.

Daran haben auch AfD-Kader in
den Bundesländern Interesse, wo be-
reits – wie in Sachsen-Anhalt – eigene
AfD-nahe Landesstiftungen ins Leben
gerufen wurden. Die Politik muss sich
also nicht nur im Bund, sondern auch
auf Länderebene auf das Vordringen
der Neuen Rechten vorbereiten.

Das ist lange genug vergessen wor-
den. Denn auch wenn es eher unwahr-
scheinlich ist, dass der Bundestag von
sich aus eine staatliche Förderung für
die DES beschließt, hat die Stiftung gu-
te Aussichten, vor Gericht eine Förde-
rung durchzusetzen – sofern der Bund
eine Förderung der antidemokrati-
schen Rechten nicht per Gesetz prin-
zipiell ausschließt.
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Die AfD-nahe Desiderius-Erasmus-Stiftung
soll Kaderschmiede der Neuen Rechten werden
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